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Umwelt ist dabei nicht auf Dauer

mit ungezügeltem Kapitalismus

vereinbar. Sein blindes, zerstöreri-

sches Wachstum und seine Gier

nach Profit sind Hauptursache der

Zerstörung unserer natürlichen 

 Lebensgrundlage. Es gibt keinen

ökologischen Kapitalismus.

Frederik Müller, CDU: NRW be-

legt beim Ausbau der erneuerba-

ren Energien bereits Spitzenplätze.

Als erstes Bundesland überhaupt

hat NRW im letzten Jahr die Ver-

schärfungen des Bundesklima-

schutzgesetzes in das eigene Lan-

desklimaschutzgesetz aufgenom-

men. Wir bleiben Industrie- und

Energieland und werden gleichzei-

tig bis spätestens 2045 klima -

neutral. Das heißt: Weitere Moder-

nisierung des Stromnetzes und

Kohleausstieg bis spätestens

2038. Aber das ist nicht alles: Wir

müssen zum Beispiel auch unsere

Wälder weiter aufforsten und

nachhaltig bewirtschaften, denn

diese sind nicht nur Heimat für et-

liche Tiere und Pflanzen, sondern

binden auch in großem Maße CO2.

Klimaschutz und Nachhaltigkeit

sind aus unserer Sicht zentrale

Schwerpunkte für die kommen-

de Legislaturperiode im Land-

tag. Wie wollen Sie sicherstellen,

dass Ihre Fraktion dies ent -

sprechend in Regierungshandeln

umsetzen wird?

Sven Kleinemeier, Die Linke: Die

Linke NRW steht an der Seite der

Klimagerechtigkeitsbewegung. Sie

ruft seit vielen Jahren zu deren

Protesten auf, unterstützt sie im

Kampf für den Hambacher Forst

und für die Rettung der Dörfer, die

noch immer vom Tagebau Garz -

weiler 2 bedroht sind. Klimaneu-

tralität heißt für uns auch interna-

tionale Klimagerechtigkeit. Dies

bedeutet, dass Deutschland sein

CO2-Budget nicht überziehen

darf. Rund 30 Prozent aller bun-

desweiten Emissionen kommen

aus NRW. Klimagerechtigkeit be-

deutet auch, Rohstoff- und Res-

sourcenverbrauch hierzulande zu

verringern und sich für eine ge-

rechte Verteilung von Rohstoffen

und Ressourcenverbrauch einzu-

setzen. Die Bewahrung unserer

Ulrich Reuter, FDP: Wir bekennen

uns auf Grundlage der Pariser

 Klimaschutzziele zum Ziel der Treib -

hausgasneutralität in Nordrhein-

Westfalen bis 2045. Dieses ambi-

tionierte Ziel haben wir als erstes

Bundesland auch im nordrhein-

westfälischen Klimaschutzgesetz

umgesetzt. Im Mittelpunkt müssen

nun die richtigen Maßnahmen ste-

hen, um dieses Ziel ideologiefrei

mit den wirksamsten Lösungen zu

erreichen. Denn Klimaschutz auf

der Grundlage von Verzicht wird

weltweit keine Nachahmer finden.

Vielmehr müssen Klimaschutz und

Wirtschaftswachstum zu einer ge-

meinsamen Erfolgsgeschichte wer-

den. Dass dies möglich ist, zeigt

die Emissions-Reduktion in Nord-

rhein-Westfalen von 45 Prozent im

Jahr 2020 im Vergleich zu 1990.

Dafür setzen wir auf Forschung, In-

novationen und kluge Ideen. Neue

Technologien sind dabei die Lö-

sung für komplexe Umweltproble-

me und zugleich der Schlüssel,

 erneuerbare Energien zu wettbe-

werbsfähigen Preisen anzubieten

und dabei das Klima zu schützen.

Landtagswahl in NRW – Wen wählen?

Klimaschutz, fairer Handel, Migration: Das sind drei der Themen, die den Mitgliedern des Forums für

Umwelt und gerechte Entwicklung wichtig sind. Finden sich ihre Vorstellungen bei denen wieder, die

sich um das Direktmandat für Hamm bei den NRW-Landtagswahlen am 15. Mai bewerben? FugE-

 News hat drei Fragen formuliert und den Kandidaten von SPD, CDU, FDP, Grünen und Linken vorge-

legt. Und alle haben geantwortet.
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fairen Handels zu beeinflussen

und den fairen Einkauf durch

die öffentlichen Hände voranzu-

bringen?

Justus Moor, SPD: Der größte

Handlungsspielraum in Fragen

des fairen Handels liegt auf der

Bundesebene. Als Landesebene

setzen wir uns selbstredend auch

für fairen Handel ein und unterstüt-

zen dort, wo wir können, zum Bei-

spiel bei der Vergabe öffentlicher

Aufträge, indem wir ein Tariftreue-

gesetz schaffen werden. Auf Bun-

desebene setzen wir uns für eine

konsequente Einhaltung und Wei-

terentwicklung des Lieferketten -

gesetzes ein und werden weiterhin

dabei mithelfen, dass die

grundsätzlich beschlossene glo-

bale Mindestbesteuerung von

Konzerngewinnen umgesetzt wird.

Wir unterstützen zivilgesellschaftli-

che Initiativen im fairen Handel,

vernetzen sie auf Landesebene

und fördern ihre entwicklungspoli-

tische Bildungsarbeit. Die Partner-

schaften Nordrhein-Westfalens mit

Ghana und Südafrika werden wir

stärken, um dort beim Aufbau ei-

ner nachhaltigen Wirtschaft und

beim Klimaschutz zu unterstützen.

Ulrich Reuter, FDP: Wir Freie De-

mokraten setzen auf gelebte Eigen-

verantwortung von Unternehmen

und Konsumenten zum besseren

Schutz der Menschenrechte.

Gleichzeitig wollen wir daran mit-

wirken, dass Unternehmen durch

die Beachtung von Menschen-

rechten mehr Wettbewerbsvorteile

als -nachteile haben. Wir sind

überzeugt, dass nur gemeinsame

europäische Standards dem Bin-

nenmarkt gerecht werden und zu

einer nachhaltigen Wertschöp-

fungskette beitragen. Viele deut-

sche und europäische Unterneh-

men leisten bereits jetzt einen

wichtigen Beitrag zur schrittwei-

sen Verbesserung der Lebensbe-

dingungen sowie der menschen-

rechtlichen und sozialen Lage in

Entwicklungsländern. Sie haben

allerdings weder die Marktmacht

noch das Personal, um die Einhal-

tung der Menschenrechte entlang

ihrer Lieferketten zu garantieren.

Damit das Engagement nicht ge-

fährdet wird, sollte die Haftung in

der Lieferkette nur auf den Bereich

der direkten Kontrolle bezogen

werden, ohne neue zivilrechtliche

Haftungsansprüche zu begründen.

Die Schaffung weiterer Dokumen-

tationspflichten lehnen wir ab.

Nelli Foumba Soumaoro, Die

Grünen: Fairer Handel ist unter

anderem ein wichtiger Ansatz zur

Lösung von Armut und prekären

Lebensbedingungen, insbesonde-

re für die Menschen in den Län-

dern, aus denen unsere Lebens-

mittel hauptsächlich stammen.

Deshalb legen meine Fraktion

und ich den Schwerpunkt auf

kommunale Partnerschaft Ge-

meinschaften. Hier ein Beispiel: 

Wenn Weine aus Drankenstein

(einer Gemeinde in Südafrika) in

einem Weltladen in Neumarkt an

der Oberpfalz verkauft werden und

die Winzer aus Drankenstein direkt

davon profitieren können, ist das

auch in anderen deutschen Kom-

munen möglich. Wir müssen es

nur massiv fördern.

Sven Kleinemeier, Die Linke: Die

Linke fordert – gemeinsam mit

Nichtregierungsorganisationen

und Gewerkschaften – verbindli-

che, durchsetzbare und überprüf-

bare Umwelt- und Sozialstan-

dards. Das Land NRW muss dabei

mit gutem Beispiel vorangehen

und bei der Auftragsvergabe und

Beschaffung hohe Standards für

anständige Arbeitsbedingungen

und umweltgerechte Produktions-

methoden als Norm festsetzen.

Diese müssen deutlich über jenen

liegen, die im von CDU und SPD

im Bund verabschiedeten Liefer-

kettengesetz verankert sind. Damit

die Kommunen bei diesem Vorha-

ben und der Vorbildfunktion mit-

ziehen können, braucht es eine

auskömmliche Finanzierung und

einen Altschuldenfonds, der ihnen

finanziell überhaupt erst wieder

Luft zum Atmen verschafft. Wenn

der soziale und ökologische Um-

bau erfolgreich sein soll, wird er zu

erheblichen Anteilen auch auf der

kommunalen Ebene erstritten,

durchgesetzt, geplant und umge-

setzt werden müssen.

Justus Moor, SPD: Für die SPD

und für mich sind Klimaschutz und

Nachhaltigkeit die wichtigsten

Querschnittsaufgaben: Wir setzen

darauf, die Gesellschaft und die

Wirtschaft klimaneutral umzubau-

en, damit wir die CO2-Emissionen

verringern und die Klimaziele ein-

halten. Dafür machen wir Tempo

bei der Energiewende und unter-

stützen die Wirtschaft in NRW mit

einem 30-Milliarden-Euro-Fonds

auf ihrem Weg zur Klimaneutra-

lität. Vor allem brauchen wir eine

echte Mobilitätswende. Wir wer-

den mehr Güter von der Straße auf

die Schiene bringen, zum Beispiel

durch die Neubelebung des Ham-

mer Rangierbahnhofs. Wir werden

die Investitionen in bezahlbaren

öffentlichen Nahverkehr mit bes-

serer Taktung und klimafreundli-

chem Antrieb erhöhen, damit

zukünftig Wasserstoffbusse durch

Hamm fahren. Unsere Radwege

bauen wir deutlich aus und er-

höhen den Anteil von Elektrofahr-

zeugen. Die energetische Ge -

bäudesanierung ist ein weiterer

Baustein.

Nelli Foumba Soumaoro, Die

Grünen: Umweltpolitik in Verbin-

dung mit den drei Dimensionen

der Nachhaltigkeit und des Klima-

schutzes sehe ich als die zentrale

Aufgabe unserer politischen Ar-

beit. Die soziale, ökologische und

ökonomische Dimension der

Nachhaltigkeit sollen Hand in

Hand gehen. Im Verkehr reduzie-

ren wir die Emissionen mit einem

ambitionierten Fahrradgesetz, ei-

nem Klimacheck für Straßenbau-

projekte und mehr Unterstützung

für den Ausbau von Bus und Bahn.

Dafür stehe ich mit meiner

Fraktion. Wir werden unser Enga-

gement im politischen Alltag um-

setzen, um konkrete Lösungen zu

erreichen.

Der faire Handel – derzeit bei

einem Prozent Anteil des Han-

delsvolumen in Deutschland –

ist für die Entwicklung der

 Länder des Globalen Südens

von entscheidender Bedeutung.

Was werden Sie tun, um unser

Konsumverhalten im Sinne des
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so ist das Land NRW insbesonde-

re dort beteiligt, wo es um die Um-

setzung geht, zum Beispiel wenn

es Kommunen unterstützt bei der

Aufnahme und Unterbringung von

Geflüchteten. Grundsätzlich müs-

sen wir aber das Sterben im Mit-

telmeer beenden, legale Einrei-

semöglichkeiten schaffen und an

den Prinzipien des Asylrechts fest-

halten. Meine Position ist dabei

unumstößlich: Refugees welcome!

Zusätzlich gilt es mit einer pro-

gressiven Entwicklungspolitik die

Fluchtursachen zu bekämpfen und

mit einer fairen Wirtschafts- und

Handelspolitik Wachstum und

Wohlstand in den Ländern des

globalen Südens zu schaffen. 

Sven Kleinemeier, Die Linke:

Wenn Menschen vor Krieg und

Zerstörung ihrer Länder fliehen,

muss NRW sich dafür einsetzen,

mehr Geflüchtete, vor allem aus

Krisengebieten, aufzunehmen und

so einen Beitrag zur Einhaltung der

Menschenrechte zu gewährleis ten.

Das muss für alle Geflüchteten

gelten.

Die aktuelle Asyl- und Migrati-

onspolitik der EU und ihrer Mit-

gliedstaaten ist allerdings zynisch

und inhuman und muss daher

grundlegend reformiert werden.

Die Linke lehnt die abgeschlosse-

nen „Flüchtlingsabwehr-Deals“

wie mit der Türkei, Libyen und an-

deren Drittstaaten ab. Wir fordern,

dass die Rechte von Geflüchteten,

besonders das Recht auf faire

Asylverfahren, vollumfänglich ge-

währleistet werden. Die Linke

lehnt die Aufrüstung von Frontex

zu einer Flüchtlingsabwehr-Agen-

tur mit eigenen operativen Befug-

nissen und Kapazitäten ab und

fordert ihre Ersetzung durch ein

 ziviles europäisches Seenot -

rettungsprogramm und legale Ein-

reisemöglichkeiten in die EU. Das

Dublin-System wollen wir durch

ein solidarisches Verteilungssys -

tem ersetzen, bei dem Kommu-

nen, die Geflüchtete aufnehmen,

zusätzliche finanzielle Unterstüt-

zung erhalten.

Frederik Müller, CDU: Deutsch-

land und Nordrhein-Westfalen ha-

ben in den vergangenen Jahren

viele Flüchtlinge aufgenommen.

Dies war und ist nur möglich, weil

es eine so große Hilfsbereitschaft

vieler Menschen, die ehrenamtlich

tätig sind, gibt. Das zeigte sich

2015 und das zeigt sich auch jetzt

wieder. Die Bilder, die uns zum

Beispiel aus griechischen Flücht-

lingslagern erreichen, sind oftmals

schwer zu ertragen. Wir müssen

die griechische Regierung deshalb

dabei unterstützen, die EU-Außen-

grenzen effektiv zu schützen und

zugleich diejenigen, die in Europa

Schutz suchen menschenwürdig

unterzubringen. Wer vor Krieg,

Terror oder Verfolgung fliehen

muss, muss weiter Schutz in Euro-

pa finden können. Eine ungeord-

nete Migration darf aber nicht

mehr stattfinden. Menschen, die

sich aus wirtschaftlichen Gründen

auf den Weg nach Europa ma-

chen, müssen wissen, dass dies

kein Asyl- oder Schutzgrund ist.

Ulrich Reuter, FDP: Wir Freie De-

mokraten in NRW unterstützen die

neue Bundesregierung dabei,

dass Asylverfahren fair, zügig und

rechtssicher ablaufen müssen. Für

schnellere Verfahren wollen wir

das Bundesamts für Migration und

Flüchtlinge (BAMF) entlasten. Vul-

nerable Gruppen wollen wir von

Anfang an identifizieren und be-

sonders unterstützen. Straflosig-

keit bei Menschenrechtsverletzun-

gen muss weltweit beendet wer-

den. Deshalb engagieret sich die

FDP für die Arbeit des Internatio-

nalen Strafgerichtshofes und der

Ad-hoc-Tribunale der Vereinten

Nationen.

Die FugE-News bedanken sich

für die Mühe der Landtags -

kandidaten aus Hamm, auf die

gestellten Fragen einzugehen.

Frederik Müller, CDU: Ich halte es

für richtig, dass das Land NRW

das in der Vergabepraxis lange

vorherrschende Prinzip „billiger ist

besser“ durchbrechen möchte. Mit

dem im Kampf gegen die Kinder-

arbeit von der Landesregierung

veröffentlichten Runderlass zur

Zertifizierung von Grabsteinen

wurde bereits ein wichtiger Schritt

unternommen, um Ausbeutung in

ihrer schlimmsten Form zu verhin-

dern. Auch auf der kommunalen

Ebene kann man viel bewegen:

Hamm ist bereits zertifizierte

„Fair Trade Stadt“. Ich arbeite für

eine kleine Kommune im Münster-

land und habe dort dafür gesorgt,

dass diese ebenfalls zur fairen

Stadt geworden ist: Wir kaufen

zum Beispiel nur noch Kaffee und

Tee aus fairem Handel und fördern

das Angebot an fairen Produkten

im Handel durch Aktionen wie die

„faire Woche“. Was auf kommuna-

ler Ebene funktioniert, kann auch

im Land funktionieren: Ich werde

mich im Landtag dafür einsetzen,

dass NRW sich weiter zum „Fair

Trade Land“ entwickelt.

Die „Festung Europa“ zeigt sich

bei der Aufnahme der ukraini-

schen Flüchtlinge zur Zeit sehr

solidarisch. Was werden Sie

tun, um die Menschen- und

Asylrechtsverletzungen an der

Südgrenze Europas ebenfalls

zu verbessern?

Nelli Foumba Soumaoro, Die

Grünen: Ich war selbst ein Ge-

flüchteter und weiß, was Men-

schen auf der Flucht durchma-

chen. Deshalb werde ich mich für

diese Maßnahmen einsetzen: 

• Vertiefung unserer zivilgesell-

schaftlichen Partnerschaften

• Bekämpfung von Fluchtursachen

• Intensive und faire Partnerschaft

mit Unternehmern im In- und

Ausland, um das Leben in Her-

kunftsländern zu verbessern.

Justus Moor, SPD: Auch wenn

Außen- und Migrationspolitik eher

bundespolitische Aufgaben sind,


